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2 "iiitliche Sammlung! Ja

BetrVG §§ 49, 56 Abs» 1e, §§ 57? 5o Abs
n-e its; elms

Der Betriebsrat hat ein erzwingbares LIx'tb0- 
recht, wq-in es sich um die Erhöhung der frCU 
die in einer Werkskantine dargebotenen V,'hreu 
beit» Bas gilt ohne Rücksicht darauf, ob a6i

xifn ~
\~£ ue ■■■
ich

inen -fe‘"geber den durch den Kantinenbetrieb ents'^'-' 
Behlbetrag ohne vorherige Begrenzung auf 
stimmten Betrag zu decken übernommen hat' 
einen festen Betrag für die Kantinenzwecke sur ' 
fügung stellt»

2» Bas erzwingbare Mitbestimmungenecht des Betriebs­
rats erstreckt sich nicht auf freiwillige soziale 
Leistungen einschließlich freiwillig gewährter' 
Kentinenzuschüsse des Arbeitgebers»

Aktenzeichen; 1 ABR 9/63
Beschluß des BAG vom 6» Dezember 1963 Frankfur t/k?iuLAG
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lJtSR_9/63
1 Ta BV 2/63 Frankfurt/Main 1 6 9
Verkündet
am 6. Dezember 1963
gez, Henkelmann,
Regie rungs Sekretärin 
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle B e s c h l u ß

In Sachen

hat der Erste Senat des Eundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 16„ Oktober 1963 durch 
die Bundesrichter Dr0 Schröder, Wichmann und Dr, Grö- 
ninger sowie die Bundesarbeitsrichter Dr» Dr., Matthias 
und Strempel beschlossen:

Auf die Rechtsbeschv/erde des Betriebsrats wird der Beschluß des landesarbeitsgerichts Frankfurt 
(Main) vom 27o Mai 1963, 1 Ta BV 2/63, aufgehoben: 
Die Beschwerde der Antragsgegnerin gegen den Be­
schluß des Arbeitsgerichts Wetzlar vom 8„ März 19&3: 
BV 1/63, wird zurückgewiesen.-.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !
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G r ü n d e  %

I, Der Antragsteller ist der Betriebsrat im Betrieb 
der Antragsgegnerin., Biese hat für ihre Betriebsange­
hörigen eine Großküche und ein Gemeinschaftshaus ein­
gerichtet* In der Großküche wird nur ein einziges Es­
sen ausgegebens an dem täglich etwa 1*600 Betriebsange­
hörige teilnehmen * Diese müssen sich im Wochenabonne­
ment verpflichten* Der Essenspreis beträgt täglich 
0,70 IM* Die Tische sind nicht gedeckt* Es herrscht 
Selbstbedienung*

Im Geneinschaftshaus kann ebenfalls gegessen wer­
den* Von dieser Möglichkeit machen täglich etwa 200 
Betriebsangehörige Gebrauch* Hier besteht kein Abonne­
ments zwang» Es kann auch nach der Karte gegessen wer­
den* Gegessen wird an gedeckten Tischen*

Im Gemeinschaftshaus kostete das billigste Essen 
bisher 1,40 DLL Aus Vereinfachungsgründen beschloß 
die Antragsgegnerin, im Gemeinschaftshaus anstelle 
des Essens für 1,40 DM das in der Großküche für 0,70 DM 
verabreichte Essen neben den anderen Gerichten zu einem 
Ereise von 1,- DM ausgeben zu lassen» Der Antragsteller 
war mit dieser Umorganisation einverstanden, nicht je­
doch mit einem Preis von 1,- DM» Er hielt allenfalls 
einen solchen von 0,90 DLI für angemessen, und zwar auch 
mit Eücksicht auf die gegenüber der Großküche im Ge­
rne ins chaftshaus gesteigerten Aufwendungen»

Eine Eetriebsvereinbarung über das Kantinenwesen 
und über die Verwirklichung des Mitbestimmungsrechts 
des Betriebsrats an der Verwaltung der Kantine bestand 
nicht» Die Antragsgegnerin verwaltete die Kantine al­
lein» Sie bezuschußte sie nicht mit einem festen Betrag, 
sondern stellte die jeweils zur Deckung des jährlichen 
Fehlbetrages erforderlichen Eeträge zur Verfügung* Im 
Jahre 1962 waren das 522*552,- DM*

Die Antragsgegnerin vertritt die Auffassung, dem 
Betriebsrat stehe bei der Festsetzung des Preises für
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I 6S
das Essen kein Mitbestimmungsrecht zu, Der Betriebsrat, 
der dieser Auffassung entgegentritt, hat im Beschluß- 
verfahren beim Arbeitsgericht den Antrag gestellt fest­
zustellen, daß er bei der Festsetzung der Kantinenpreise 
ein obligatorisches Mitbestimmungsrecht habe, Die An­
tragsgegnerin hat Zurückweisung dieses Antrags erbeten0 
Das Arbeitsgericht hat nach dem Antrag erkannt. Auf die 
Beschwerde der Antragsgegnerin hat das Landesarbeits­
gericht unter Abänderung des erstinstanzlichen Beschlus­
ses den Antrag zurückgewiesen und die Rechtsbeschwerde 
zugelassen. Mit dieser erstrebt der Antragsteller nach 
wie vor die Feststellung seines obligatorischen Mitbe- 
Stimmungsrechts hinsichtlich des Preises des in der 
Kantine der Antragsgegnerin ausgegebenen Essens, Die 
Antragsgegnerin bittet um Zurückweisung der Rechtsbe­
schwerde o
II, Das gegenseitige Verhältnis der sozialen Gegen­
spieler im Betrieb, nämlich des Betriebsrats als des 
vom Gesetz berufenen Vertreters der Belegschaft einer­
seits, des Arbeitgebers andererseits, wird in erster 
Linie beherrscht von der Vorschrift des § 49 BetrVG, 
Dieser macht den Betriebspartnern Betriebsrat und Ar­
beitgeber ein enges gegenseitiges Zusammenarbeiten zur 
Pflicht, Das findet seine innere Rechtfertigung darin, 
daß nur bei Gewährleistung einer solchen engen Zusam­
menarbeit die Schaffung und die Erhaltung eines guten 
Betriebsklimas, gewährleistet sind. Eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber 
ist damit nicht nur für das Wohlbefinden der Arbeit­
nehmer im Betrieb, sondern auch für ein günstiges Be­
triebsergebnis Voraussetzung, Arbeitgeber und Arbeit­
nehmer ziehen also aus ihr in gleicher Weise Nutzen, 
Deshalb gilt die Vorschrift des § 49 BetrVG in jedem 
Falle und in jeglicher Hinsicht, und sie gebietet es 
beiden Betriebspartnern, alle die gemeinsamen Interes­
sen berührenden Fragen miteinander zu behandeln.

Zu diesen die gemeinsamen Interessen berührenden

-  4. „
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Fragen gehören vor allen auch diejenigen, die eine 
Y/erkskcntine betreffen „ Eine solche ist zwar vor­
wiegend in Interesse der Belegschaft eingerichtet; 
aber auch der Arbeitgeber zieht daraus seinen Nutzen- 
Dieser Nutzen des Arbeitgebers besteht allerdings 
in oller F.egel nicht in einen wirtschaftlichen Ge­
winn, sondern darin, daß das Eestehen einer Werks­
kantine den ungestörten Arbeitsablauf erleichtert 
und Zeitersparnisse einbringt- Wegen dieses beider­
seitigen Interesses der Betriebspartner an allen 
eine Y.'erkskantine berührenden Fragen sind diese so­
mit bevorzugt zu den Angelegenheiten zu rechnen, die 
nach Ü 49 EetrVG in enger Zusammenarbeit zwischen 
Arbeitgeber und Betriebsrat behandelt werden müssen- 
Zu diesen die Werkskantine berührenden Fragen gehört 
auch die Preisgestaltung in der Kantine -

Das Gesetz hat jedoch bei der Vorschrift des 
(- 49 PetrVG, die als solche kein obligatorisches Mit- 
bestirmungsrecht des Betriebsrats begründet, nicht 
halt gemacht- Es hat darüber hinaus für einen gewis­
sen Kreis von Angelegenheiten, nämlich - soweit der. 
soziale Sektor in Betracht kommt - den des § 56 Abs- 
BetrVG, über das allgemeine Gebot des § 49 BetrVG 
hinaus den Betriebsrat weitergehende Rechte, und zwar 
solche auf eine echte erzwingbare Mitbestimmung, ein- 
geräumt - Zu diesen in § 56 Abs„ 1 BetrVG genannten 
Kreis gehört die Verwaltung bestimmter Arten von Wohl 
f ahrtse inric ht ungen„

Daß zu diesen Wohlfahrtseinrichtungen auch Werks 
ko.ntinen gehören können, ist außer Streit (vgl- die 
Nachweise bei Hueck-Nipperdey, Lehrbuch, 6- Auflo, 
Band II S- 828 Anm- 19; ferner Fitting-Kraegeloh-Auf- 
farth, BetrVG, 6- Aufl-, § 56 Anm- 34 mit weiteren 
Nachweisen; Calperin-Siebert, BetrVG, 4- Aufl-, § 56 
Anm- 62; Dietz, BetrVG, 3» Aufl-, § 56 Anm» 29 ff-)- 
Voraussetzung für das Vorliegen des Begriffs "Wohl- 
fahrtseinrichtung" ist es lediglich, daß eine Abson-
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derung bestimmter Mittel und eine eigene Organisation 
feststellbar sind (BAG AB Nr„ 5 zu § 56 BetrVG). Bas 
ist bei einer Werkskantine in aller Regel der Fall0

Im Streitfall ist das landesarbeitsgericht zu der 
Auffassung gekommen, daß auch die Werkskantine der An­
tragsgegnerin eine Wohlfahrtseinrichtung sei. Baß hierbei 
dem Landesarbeitsgericht ein Rechtsirrtum unterlaufen 
wäre, ist nicht ersichtliche Soweit die Rechtsbeschwer­
debeantwortung in diesem Zusammenhang auf das angebliche 
Fehlen von abgesonderten Mitteln hinweist, geht das 
fehl, Benn als derartige Mittel kommen nicht nur, ja 
nicht einmal in erster Linie solche finanzieller Art 
in Betrachte Wichtiger sind für eine Werkskantine die 
nach den bindenden Feststellungen des Landesarbeits­
gerichts auch im Streitfall vorhandenen sächlichen 
Mittel0 Auf diese kommt es entscheidend an, wenn es 
um die Frage des Vorhandenseins einer Wohlfahrtsein­
richtung geht.

Das Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nach § 56 
Abso 1 BetrVG erstreckt sich allerdings nicht auf die 
m^teriellen Arbeitsbedingungen in dem Sinn, daß darun­
ter solche Arbeitsbedingungen verstanden v,'erden müssen, 
die einen unmittelbaren Einfluß auf den Umfang der Ar­
beitsleistung einerseits, der Arbeitsvergütung anderer­
seits habenc Das hat der Senat in den Entscheidungen 
AP Uro 3 zu § 56 BetrVG Akkord, AP Nr. 3 zu § 56 BetrVG 
Wohlfahrtseinrichtungen, AP Nr. 1 und 2 zu § 56 BetrVG 
Arbeitszeit und AP Nr. 1 zu § 56 EetrVG Entlohnung aus­
geführt o Trotz der Bedenken, die dagegen vom Betriebs­
rat erhoben werden, ist daran fest zuhalten. Denn nur 
diese Auffassung wird, wie aaO im einzelnen ausgeführt 
worden ist, der geschichtlichen Entwicklung, den Inter­
essen der tariflichen Sozialpartner und den Grundsätzen 
unseres Arbeitslebens gerecht.

Auf den Umfang der Gesamtleistung des Arbeitgebers 
an die Belegschaft ist es jedoch von Einfluß, in welcher 
Höhe er Zuschüsse zu betrieblichen Wohlfahrtseinrich-
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6

tungen, also auch zu einer Y/erkskantine, leistet „ Die 
Höhe der Zuschüsse gehört deshalb zu den materiellen 
Arbeitsbedingungen im soeben erörterten Sinne„ Daraus

scr 2rsc3grsnc_ein_obliAratoriochea tlitbestimmungsrecht 
nicht_eingerKunt_\verden_kanno

Zu demselben Ergebnis führt hier aber auch eine 
weitere Überlegung: Aus den Feststellungen des Lan­
desarbeitsgerichts ergibt sich, daß die Antragsgeg­
nerin freiwillig Zuschüsse gewährt hat, und zwar in 
variabler, sich nach dem jeweiligen Bedarf richten­
der Höhe« Durch diese Zuschüsse wurde das durch den 
Kantinenbetrieb jeweils entstehende Defizit gedeckt. 
Irgendein Verpflichtungsgrund dafür, daß die Antrags- 
gegnerin diese Zuschüsse hätte leisten müssen, bestand 
nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
nicht. Die Höhe der jeweiligen Zuschüsse war also in 
den freien V/illen der Antragsgegnerin gestellt,

zrs ehr uses jjn_f re ivvillifie^sozi nie _Ij§istungen_des_Ar- 
beitgebers .__so_ccheidet_auch_aus_diesem_Grunde insoweit 
ein obliratorisches_Ifitbestimmungsrecht_d.es_Betriebs­
rat au c , Der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts 
hat bereits in der Entscheidung AP Iir„ 4- zu § 611 BGB 
Gratifikation ausgesprochen, daß bei freiwilligen Lei­
stungen des Arbeitgebers ein obligatorisches Mitbe­
stimmungsrecht des Betriebsrats nicht infrage kommt«
Er hat dort mit Hecht betont, daß ein solches Mitbe­
stimmungsrecht mit dem Charakter der Freiwilligkeit 
nicht zu vereinbaren ist« Dem hat sich der erkennende 
Senat in der Entscheidung AP Nr» 5 zu § 56 BetrVG an­
geschlossen und betont, daß bei freiwilligen Leistun­
gen des Arbeitgebers ein obligatorisches Mitbestim- 
r.ungsrecht des Betriebsrats deshalb ausscheidet, weil 
sonst von einer Freiwilligkeit nicht mehr die Hede 
sein kann.
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Diese Rechtsauffassung hat der erkennende Senat 
in seinen weiteren einschlägigen Entscheidungen auf­
recht erhalten (vgl. AP Nr, 1 und 3 zu § 56 EetrVG 
Wohlfahrtseinrichtungen, ferner'AP Nr. 3 zu § 57 EetrVG)« 
Auch an ihr ist festzuhalten. Danach können also frei­
willige Zuwendungen des Arbeitgebers dem obligatori­
schen Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nicht unter­
worfen werden, weil eine solche Unterwerfung zu einer 
Erhöhung dieser freiwilligen Leistungen gegen den Wil­
len des Arbeitgebers führen könnte« Denn nach § 56 Abs« 2 
EetrVG könnte über sie, und zwar auch ihrer Höhe nach, 
im Palle der Nichteinigung zwischen Betriebsrat und Ar­
beitgeber die Einigungsstelle nach § 50 Abs« 4 EetrVG 
entscheiden« Die Einigungsstelle könnte also dem Ar­
beitgeber die Höhe seiner Zuschüsse vorschreiben« Das 
wäre jedoch mit dem Eegriff der Freiwilligkeit nicht 
mehr zu vereinbaren«

vo r erwähnt en_Fnt sehe idu2 5 en_all_d as i_was_'unt er _den_Be-

§i2li£^iH26_i£L§i22£_§®2_i_5§_^s^_l_c_EetrVG_gehörig 
^2 ?cichnct_« las entspricht dem üblichen Sprachgebrauch, 
der ebenfalls zwischen Verv/altung und Dotierung unter­
scheidet. Zwar kann der Begriff der Verwaltung nicht so 
eng aufgefaßt werden, daß darunter nur die Aufstellung 
allgemeiner Regeln zu verstehen wäre. Vielmehr sind 
darunter auch Einzelmaßnahmen zu verstehen, da sich 
jede Verwaltung aus einer Vielzahl von Einzelmaßnahmen 
zusarcmensetzt (Hilger in Festschrift für Sitzier S. 153, 
160)« Handelt es sich jedoch um einen Akt der Dotierung, 
so muß dieser nicht der Verwaltung, sondern der Errich­
tung einer Wohlfahrtseinrichtung gleichgestellt werden.« 
Die Errichtung von Wohlfahrtseinrichtungen ist aber« 
wie sich aus § 56 Abs. 1 e EetrVG ergibt, dem obliga­
torischen Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats nicht 
unterworfen« Über sie können nur freiwillige, nicht er-
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zwingbare Eetriebsvereinbarungen abgeschlossen werden 
(§ 57 Buchst„ b BetrVG)..

Andererseits ist zu beachten;, daß es sich bei den 
Werks leant inen un eine Angelegenheit handelt, die in 
besonderen Maße in Mittelpunkt der Arbeitnehmerinter- 
esse-n steht. Aus naheliegenden Gründen sind die Arbeit­
nehmer, die die Einrichtungen von Werkskantinen be­
nutzen, in besonderen L'aße bestrebt, auf deren Verwal­
tung Einfluß zu gewinnen» Eine solche Einflußnahme ist 
nur auf den Wege der Einschaltung des Betriebsrats mög­
lich, las spricht dafür, dem Betriebsrat bei der Ver­
waltung von Werkskantinen ein Mitwirkungsrecht einzu- 
ruumen*

Liese Lösung liegt nicht zuletzt übrigens auch 
in Interesse des Arbeitgebers selbst» Lurch die im 
Lalle der L'iteinschaltung des Betriebsrats geteilte 
Verantwortung für die Eührung des Kantinenbetriebes 
ist der Arbeitgeber nicht in dem Umfang Zielscheibe 
der aus der Belegschaft könnenden Klagen und Beschwer­
den, wie wenn der Betriebsrat bei der Verwaltung der 
Werkskcntine völlig unbeteiligt wäre» Es ist nur na­
türlich, daß sich die Belegschaft in erster Linie an 
den Betriebsrat halten wird, falls dieser an der Ver­
waltung der Werkskantine beteiligt ist, wenn Klagen 
oder Beschwerden vorzubringen sind»

fang...£i2e_reteilirung_des_Petriebsrats_bei der Ver-
JWerkskrntinen_auch_gegen__den_Willen_des

al!2P-i^2^2B2_^13?ch_^_56 Abs_, 1_e BetrVG_festgelegt 
ist, muß nach alledem § 56 Abs» 1 e BetrVG in einer 
Weise nusgelcgt werden, daß beiden vorstehend er- 
wahnten Gesichtspunkten Rechnung getragen wird: Es 
darf nicht gegen den Ereiwilligkeitsgrundsatz ver­
stoßen und es darf kein Ergebnis erzielt werden, das 
den Verbot der Zwangsschlichtung im Betrieb entgegen- 
steilt, Auf der anderen Seite muß den berechtigten 
Belangen der Belegschaft Rechnung getragen werden.
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- 9 - ißy
die durch die Zustände in der Werkskantine besonders 
eng berührt wird, so daß ihr Wunsch, in weitestmög­
lichem Maße an der Kantinenverwaltung beteiligt zu 
sein, Verständnis fordern darf»

Der vorstehend gekennzeichnete Interessenkonflikt 
kann nun nicht, wie es das Lardesarbeitsgericht will, 
dadurch gelöst werden, daß das entscheidende Kriterium 
darin gesehen wird, ob der Arbeitgeber dem Kantinen­
fond einen festen Eetrag oder ob er ihm variable Zu­
schüsse zukommen läßt0 Denn zu Unrecht meint das lan- 
desarbeitsgericht, da die Höhe dieser Zuschüsse durch 
die Preisgestaltung beeinflußt werde, könne ein obli­
gatorisches IJitbestimmungsrecht nicht infrage kommen»

Diese Auffassung verkennt, daß die Höhe des varia­
blen Zuschusses des Arbeitgebers nicht nur abhängig ist 
von dem Preis der in der Kantine veräußerten 'waren» 
Vielmehr weist der Betriebsrat in der Rechtsbeschwerde­
begründung zutreffend darauf hin, daß sich die Höhe des 
variablen Zuschusses nach einer großen Anzahl von Fak­
toren richteto Mit Recht wird neben der Vorratshaltung 
insbesondere der Einkauf erwähnt» In der Tat hat es der 
Einkäufer weitgehend in der Hand, die Wirtschaftlich­
keit seines Betriebes durch sein Verhandlungsgeschick 
beim Einkauf zu beeinflussen» Ferner hängt die Höhe des 
Betrages, der zum Rechnungsausgleich vom Arbeitgeber 
zugeschossen werden muß, von Quantität und Qualität des 
Gebotenen ab» Zudem ist es möglich, den Mehrbedarf an 
Mitteln, der durch Uichtanhebung der Verkaufspreise für 
Waren, deren Einkaufspreis sich erhöht hat, entsteht, 
durch Einsparungen auf anderem Gebiet oder durch Erhö­
hung der Preise für andere - vielleicht nicht so lebens­
wichtige - Waren wieder auszugleichen»

Es bestehen somit verschiedene Faktoren, die auf 
die Wirtschaftlichkeit des Kantinenbetriebes von Ein­
fluß sind» Kur einer von diesen ist der für das Essen 
oder die Getränke geforderte Preis» Es bestehen aber 
auch die verschiedensten Möglichkeiten, auf die Y/irt-
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schaftlichkeit des Kantinenbetriebes Einfluß zu neh­
men, Die Höhe des vom Arbeitgeber zu leistenden Zu­
schusses kann, soweit es sich um das Essen handelt, 
nicht nur durch den Verkaufspreis des Essens beein­
flußt werden, sondern auch dadurch, wie das Essen irn 
einzelnen gestaltet wird. Soweit es sich um die Preise 
von Getränken handelt, mag die Möglichkeit der Beein- 
flussung der Höhe von Gewinn oder Verlust nicht über 
den Preis, sondern über den Einkauf oder sonstige 
organisatorische Maßnahmen geringer sein« Aber auch 
hier braucht sich die Preisgestaltung nicht zwangs­
läufig und immer im wirtschaftlichen Ergebnis unmittel­
bar niederzuschlageno

Hieraus folgt, daß in jedem Pall ein breiter Raum 
für die Gestaltung im einzelnen bleibt, daß aber auch, 
wollte man dem Betriebsrat jede Möglichkeit einer auch 
nur mittelbaren Einflußnahme auf die Höhe der varia­
blen 'u'beitgcberzuschüsse nehmen, nicht bei der Preis­
gestaltung halt gemacht werden dürfte« Denn nicht nur 
sie, die schon nach allgemeinem Sprachgebrauch zu den 
Verwaltungsmaßnahmen im Sinne des § 56 Abs« 1 e BetrVG 
gehört, kann die Höhe des ArbeitgeberZuschusses beein­
flussen c Gleiches gilt vielmehr, wie gezeigt, von allen 
anderen Maßnahmen einschließlich der Anschaffung eines 
Scheuertuches bis zur Entscheidung, wie oft die Tisch­
wäsche gewechselt werden soll« Denn all das kann Ein­
fluß haben auf die Rentabilität der Kantine,

Wollte man nun den Betriebsrat von der Mitbestim­
mung bei all den vorgenannten Verwaltungsmaßnahmen 
ausschließen, so bliebe, worauf die Rechtsbeschwerde 
mit Recht hinweist, von leteiligungsmöglichkeiten des 
Betriebsrats in Kantinenangelegenheiten fast nichts 
mehr übrig« Es kann aber nicht als Wille des Gesetz­
gebers unterstellt werden, daß ein so weitgehender 
Ausschluß der Mitbestimmung des Betriebsrats gerade 
auf einen Gebiete Platz greifen sollte, das wie das 
Kantinenwesen die Belange der Belegschaft engstens
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11 1 6i»
berührt» Etwas derartiges könnte nur dann angenommen 
werden, wenn zwingende Gründe dafür sprächen» Das ist 
aber nicht der Pall»

Es besteht nämlich kein unmittelbarer Zusammen­
hang zwischen jeder Preisänderung in der Kantine und 
der Höhe der Arbeitgeberzuschüsse in dem Sinne, daß 
jene auf diese zwangsläufig und in jedem Pall unmittel­
bar einwirken müßte» Das folgt nicht nur aus der großen 
Anzahl der Rentabilitätsfaktoren und der damit zusam­
menhängenden Möglichkeit, Verluste auf der einen durch 
Gewinne auf der anderen Seite auszugleichen»

’„durch eine Ihraitierung_seiner 
Zuschüsse_seine_Deistungen_in den_Grenzen zu_haiten_3 

a±o_er_sich_solbszo^en_lia^^ Denn wenn er die Zu­
schüsse dem jeweiligen Eedarf der Kantine angepaßt hat, 
so hat er das freiwillig und ohne rechtliche Verpflich­
tung getan, so daß er frei ist in seinem Entschluß, in 
Zukunft trotz eines erhöhten Zuschußbedarfs der Kantine 
seine Leistungen entweder nicht zu erhöhen oder viel­
leicht sogar herabzusetzen»

In Y’ahrheit zwingt also auch dann, wenn man dem 
Betriebsrat ein obligatorisches Mitbestiminungsrecht 
hinsichtlich der Verwaltung der Kantine und damit auch 
hinsichtlich der Preisgestaltung zugesteht, der Ein­
fluß des Betriebsrats den Arbeitgeber nicht, höhere 
Kantinenzuschüsse zu leisten» Denn die Mitbestimmung 
des Betriebsrats und - im Pall der Hichteinigung - 
die Entscheidung der Einigungsstelle hinsichtlich der 
Preisfestsetzung hindern den Arbeitgeber nicht, die 
von ihm zu leistenden Zuschüsse nach seinem Belieben 
zu erhöhen, zu verringern oder in gleicher Höhe wie 
bisher weiterzuzahlen» Selbst eine Herabsetzung der 
Preise zwingt den Arbeitgeber nicht ohne weiteres, 
seine Zuschüsse zu erhöhen» Er kann vielmehr erwarten» 
daß durch andere gleichzeitige Maßnahmen der durch die 
Preisherabsetzung erhöhte finanzielle Bedarf der Kan-
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tine wieder eingcspart wird, oder er kann, wenn 
eich diese Erwartung nicht erfüllt, seine bisher 
freiwillig gewährten Zuschüsse ganz oder teilweise 
sperren., i'r ist jedenfalls nicht gehalten, diese 
Zuschüsse zu erhöhen,. Er kann sogar den Kantinen­
betrieb äußerstenfalls wegen Unrentabilität schlie­
ßen, eine Maßnahme, die - wie die Errichtung einer 
Y/ohlfchrtseinrichtung - mitbestimmungsfrei ist»

Hieraus folgt, daß es der Arbeitgeber weitge­
hend in der Hand hat, die Zuschüsse nach seinem Er­
messen zu begrenzeno Das bedeutet zwar in der Praxis 
eine weitgehende Eeschränkung des Mitbestimmungs­
rechts des Eetriebsrats, wie es in § 56 Abs» 1 BetrVG 
geregelt ist, für diesen Sonderfall» Es wäre gleich­
wohl fehlerhaft zu sagen, dieses Mitbestimmungs- 
recht könnte nur frei ausgeübt werden oder gar nicht 
besteheno lenn das hieße, den Grundsatz zu verkennen, 
daß ein wenn auch in seiner praktischen Auswirkung 
eingeschränktes IJitbestiramungsrecht dem Interesse 
der Arbeitnehmer wie auch dem Grundgedanken des § 56 
Abs, 1 EetrVG immer noch mehr entspricht als die Ver­
sagung eines obligatorischen Litbestimmungsrechts 
überhaupt»

Zwar könnte die Zubilligung des Mitbestimmungs­
rechts trotz der Freiheit des Arbeitgebers in der 
Eectimmung der Höhe seiner Zuschüsse Spannungen zwi­
schen den letriebspartnern herbeiführen und vielleicht 
sogar die Cefahr begründen, daß infolge dieser Span­
nungen der Eantinenbetrieb zum Erliegen kommt» Das 
wäre sicherlich ein für die Eelegschaft unerwünschtes 
Ergebnis, das auch dem Grundgedanken des § 56 Abs» 1 
EetrVG, der dem Schutz der Interessen der Eelegschaft 
dienen soll, widerspräche» Es geht aber gleichwohl 
nicht an, eine solche Eefürchtung zum Anlaß nehmen 
zu wollen, um dem Betriebsrat auf diesem Gebiet das 
erzwingbare 1,'itbestimnungsrecht hinsichtlich aller 
Fragen von auch nur einiger Eedeutung zu versagen»
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Eine solche Entscheidung wäre getragen vom Mißtrauen 
gegen die Betriebspartner und von der Erwartung, daß 
sie sich ihren Pflichten aus § 49 BetrVG von vornherein 
entziehen wollten«, Zu einer solchen Annahme und zu 
einem solchen Mißtrauen liegt jedoch kein Anlaß vor.

Es kann vielmehr bei der Auslegung des § 56 Abs„ 1 
EetrVG davon ausgegangen werden, daß der Betriebsrat 
Einsicht genug besitzt, die Auswirkungen und damit die 
in der Praxis bestehenden Grenzen seines Mitbestimnvungs 
rechts zu erkennen und zu beachten, und daß auch der 
Arbeitgeber, und zwar schon seines eigenen Interesses 
am Bestehen des Kantinenbetriebs wegen, alles tut, um 
Spannungen zu vermeiden. Der Betriebsrat ist als Ver­
treter der Interessen der Belegschaft auch dieser gegen 
über verpflichtet, nicht durch überhöhte Forderungen 
den Eestand der Kantine zu gefährden; denn dies würde 
sich vor allem ungünstig für die Belegschaft auswirken. 
Zudem hat der Gesetzgeber, falls sich die Eetriebs- 
partner nicht einigen können, die paritätisch besetzte 
Einigungsstelle mit ihrem unparteiischen Vorsitzenden 
eingebaut. Diese Einigungsstelle besitzt in aller Regel 
die notwendige Eetriebsnähe wie auch ausreichende Sach­
kunde, Von ihr kann daher ebenfalls eine den Belangen 
beider Eetriebspartner Rechnung tragende Entscheidung 
erwartet werden,

gez, Dr„ Schröder Wichmann Dr, Gröninger

Dr, Dr, Matthias Strempel
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